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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des Deutschen Bundes- 
rates hat der Bundesrat am 19. Januar 1951 den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Verlängerung des Wirtschafts straf ges etzes 

beschlossen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich als 
Anlage 1 den Gesetzentwurf nebst Begründung mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf des Bundes- 
rates ergibt sich aus Anlage 2. 

Der fachlich zuständige Bundesminister ist der Bundesminister der 
Justiz. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Anlage 1 


Vorlage 

des Deutschen Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Verlängerung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes zur Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz) 
vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) — er- 
streckt durch Verordnung der Bundesregierung 
vom 24. Januar 1950 (BGBl. S. 24) auf die 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzollern 
sowie auf den bayerischen Kreis Lindau und 
durch Bundesgesetz vom 29. März 1950 
(BGBl. S. 78) auf das Land Rheinland-Pfalz 
— wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 18 wird folgender neuer § 18 a 
eingefügt: 

4 18 a 

Preisüberschreitung bei Markenartikeln 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne dieses 
Abschnittes begeht, wer in Ausübung eines 
Gewerbes oder Berufs oder in unbefugter ^ 
Betätigung wie ein Gewerbetreibender für 
Waren ein Entgelt fordert, vereinbart 
oder annimmt, das einen vom Hersteller für 
den Verkauf dieser Waren an den letzten 
Verbraucher allgemein bekanntgemachten 
Preis überschreitet.“ 

2. § 19 erhält folgende Fassung: 

4 19 

Preistreiberei 

(1) Eine Zuwiderhandlung im Sinne 
dieses Abschnittes begeht, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig in Ausübung eines Gewer- 
bes oder Berufs oder in unbefugter Be- 
tätigung wie ftCin Gewerbetreibender für 


Güter oder Leistungen des lebenswichtigen 
Bedarfs unangemessene Entgelte fordert, 
verspricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt. 

(2) Unangemessen kann insbesondere ein 
Entgelt sein, das 

a) gesunkene Preise der vorhergehenden 
Wirtschaftsstufe nicht berücksichtigt; 

b) trotz annähernd unveränderter Preise 
der vorhergehenden Wirtschaftsstufe 
eine erhöhte Gewinnspanne enthält; 

c) bei gestiegenen Preisen der vorher- 
gehenden Wirtschaftsstufe denHundert- 
satz der Gewinn- und Handelsspanne 
nicht ausreichend herabgesetzt; 

d) die Kosten der Gütererzeugung oder 
-Verteilung in einer Höhe berück- 
sichtigt, die auf Grund einer Vernach- 
lässigung der auch volkswirtschaftlich 
gebotenen Sparsamkeit ungerechtfertigt 
ist; 

e) durch Änderung eines bei ausgeglichener 
Marktlage geübten innerbetrieblichen 
Kosten- oder Gewinnausgleichs erhöht 
worden ist. 

(3) Angemessen ist ein Entgelt nicht 
schon deshalb, weil der in ihm enthaltene 
Gewinn üblich war oder ist.“ 

3. Hinter § 20 wird folgender neuer § 20 a 
eingefügt: 

4 20 a 

Aufforderung zum Preisverstoß 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne dieses 
Abschnittes begeht, wer öffentlich oder 
gegenüber einem größeren Personenkreis 
zu einem Verhalten auffodert, das einen 
Verstoß gegen die §§18 bis 20 darstellt.“ 

4. § 105 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
1. Oktober 1949 in Kraft und am 
31. März 1952 außer Kraft.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 

Kraft. 


2 



Begründung: 

Die von der Bundesregierung vorgelegten bei- 
den Gesetzentwürfe, die das am 31. März 
1951 auslaufende Gesetz zur Vereinfadiung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz) vom 26. Juli 1949 ersetzen sollen, 
bedürfen noch einer eingehenden Beratung. 
Insbesondere konnten die grundsätzlichen 
Rechtsfragen, die der Entwurf eines Gesetzes 
über Ordnungs Widrigkeiten aufwirft, in der 
zur Verfügung stehenden Zeit nicht ab- 
schließend geprüft werden. Eine Verlänge- 
rung des derzeitigen Wirtschaftsstrafgesetzes, 
die angesichts der bis zu seinem Außerkraft- 
treten noch verbleibenden knappen Zeitspanne 
ohnehin kaum zu umgehen sein wird, er- 
scheint daher geboten. Man wird davon aus- 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Verlängerung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 

(Vorlage des Bundesrates) 

Der Bundesratsvorlage wird zugestimmt, so- 
weit nicht im Folgenden etwas Abweichendes 
bemerkt ist. 

Zu § 19: 

§ 19 der Vorlage begegnet erheblichen Beden- 
ken. Es wird folgende Neufassung vorge- 
schlagen: 

4 19 

Preistreiberei 

(1) Eine Zuwiderhandlung im Sinne 
dieses Abschnittes begeht, wer in Aus- 
übung eines Gewerbes oder Berufs oder 
in unbefugter Betätigung wie ein Gewer- 
betreibender für Güter oder Leistungen 
des lebenswichtigen Bedarfs vorsätzlich 
oder fahrlässig unangemessene Entgelte 
fordert, verspricht, vereinbart, annimmt 
oder gewährt. 

(2) Unangemessen ist regelmäßig ein 
Entgelt, 

1. das die nadiweisbaren betriebsnotwendigen 
Kosten zuzüglich eines Gewinnes übersteigt, 


gehen können, daß eine Verlängerung um ein 
weiteres Jahr ausreichen dürfte, um eine der 
Bedeutung der Sache angemessene gründliche 
Vertiefung der aufgeworfenen Rechtsfragen 
ünd eine vorherige Abstimmung der Ent- 
würfe mit den Wünschen der Länder zu er- 
möglichen. 

Zugleich erscheint es zweckmäßig, bereits jetzt 
solche Änderungen des materiellen Wirt- 
schaftsstrafrechts vorzunehmen, die sich nach 
den bisherigen Beratungsergebnissen der be- 
teiligten Anschüsse des Bundesrates ln der 
Praxis als notwendig erwiesen haben. Der vor- 
stehende Entwurf begnügt sich dabei mit drei 
Änderungen bzw. Ergänzungen der preisredit- 
lidien Strafvorschriften des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes. 


Anlage 2 


der bei ausgeglichener Marktlage recht- 
mäßig hätte erzielt werden können, oder 

2. das ein vergleichbares Entgelt aus einer 
Zeit mit ausgeglichener Marktlage um 
mehr als die nachweisbaren betriebsnot- 
wendigen Mehrkosten übersteigt. 

- (3) Bei der Berechnung des Entgelts 
dürfen Kosten und Gewinn regelmäßig 
nur soweit angesetzt werden, wie sie 

1. gesunkene Preise der vorhergehenden 
Wirtschaftsstufe berücksichtigt; 

2. bei annähernd unveränderten Preisen der 
vorhergehenden Wirtschaftsstufe und sonst 
unveränderter Kostenlage keinen erhöhten 
Kosten- und Gewinnaufschlag enthalten; 

3. bei gestiegenen Preisen der vorhergehenden 
Wirtschaftsstufe oder sonst erhöhter 
Kostenlage einen im Hundertsatz herab- 
gesetzten Kosten- und Gewinnaufschlag 
enthalten. 

(4) Unangemessen ist ferner regelmäßig 
ein Entgelt, bei dessen Berechnung 

1. Kosten unter Verletzung der volkswirt- 
schaftlich gebotenen Sparsamkeit angesetzt 
worden sind; 

2. verknappte Güter oder Leistungen des 
lebenswichtigen Bedarfs im Preise dadurch 
erhöht worden sind, daß ein bei ausge- 
glichener Marktlage geübter innerbetrieb- 
liÄer Kosten- und Gewinnausgleich ge- 
ändert worden ist.‘‘ 


3 



Begründung 


Absatz 1 der Bundesratsvorlage ist wörtlich 
übernommen worden. 

Dagegen konnte der Fassung des Absatzes 2 
nicht zugestimmt werden. Absatz 2 der Bun- 
desratsvorlage bezieht sich bei den unter Buch- 
staben a bis c aufgeführten Beispielen aus- 
schließlich auf Betriebe der Verarbeitung oder 
des Handels. Überhöhte Preise bei Erster- 
zeugnissen können durch diese aufgezählten 
Beispiele, die stets auf die vorhergehende 
Wirtschaftstufe abstellen, nicht erfaßt werden. 
Damit fehlt gerade für das wichtige Gebiet 
der Urerzeugung, insbesondere der Landwirt- 
schaft, ein Ansatzpunkt, um die Unange- 
messenheit der Preise festzustellen. Es bedarf 
daher eines Grundtatbestandes, der auch bei 
Erzeugerbetrieben eine Preisüberprüfung zu- 
läßt. Die Entwürfe des Rechtsausschusses und 
des Wirtschaftsausschusses des Bundesrates 
sahen einen hierfür geeigneten Vergleichstat- 
bestand vor, der im Gegenvorschlag (Ab- 
satz 2 Nr. 2) wieder aufgenommen wurde. 

Absatz 2 der Bundesratsvorlage stellt Tatbe- 
stände als gleichberechtigt nebeneinander, die 
in ihrer Bedeutung und Rangordnung große 
Unterschiede aufweisen. Die Tatbestände 
Absatz 2 Buchstabe a bis c sind lediglich Son- 
derfälle des übergeordneten Grundsatzes, daß 
der Preis die nachweisbaren betriebsnotwen- 
digen Kosten zuzüglich eines Gewinnes nicht 
übersteigen sofl. Andererseits stellen die in Ab- 
satz 2 Buchstaben d und e auf geführten Tat- 
bestände allgemein gültige Prinzipien dar, die 
auch in den Fällen Buchstaben a bis c zu 
berücksichtigen sind. Diesem Umstand wird 
in dem Gegenvorschlag dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß diese Prinzipien in einem neuen 
Absatz 4 aufgeführt wurden. 

Aus dem Vorhergehenden ergibt sich, daß 
zwei übergeordnete Berechnungsgrundsätze 
für Preisverstöße vorhanden sind. Es er- 
schien angebracht, diese beiden Grundsätze an 
die Spitze zu stellen und ihre wahlweise An- 
wendung vorzusehen. Dies ist durch Absatz 2 
des Gegenentwurfs geschehen. 

x\bsatz 3 des Gesetzentwurfs stellt eine Er- 
läuterung der Berechnungsgrundsätze des 
Absatzes 2 dar. Er betrifft die Fälle, in denen 


die Kosten durch gesunkene, gleichbleibende 
oder gestiegene Preise der vorhergehenden 
Wirtschaftsstufe und gleichbleibende oder 
gestiegene sonstige Kosten geändert werden. 
Er ^ will außerdem eine ungerechtfertigte Er- 
höhung des Gewinnaufschlages bei gleichge- 
bliebener Kostenlage vermeiden und eine an- 
gemessene Herabsetzung dieses Aufschlages 
bei gestiegenen Kosten sicherzustellen. Hier- 
bei ist auf die Fassung der Bundesratsvorlage 
Absatz 2 Buchstaben a bis c zurückgegangen 
worden. 

In Absatz 4 Nr. 2 des Gegenvorschlages wird 
von Absatz 2 Buchstabe e der Bundesratsvor- 
lage abgewichen. Die Bundesratsvorlage unter- 
sagte ganz allgemein den innerbetrieblichen 
Kalkulationsausgleich, soweit er von einem 
bei ausgeglichener Marktlage geübten inner- 
betrieblichen Ausgleich abweicht. Eine der- 
artige Forderung erscheint nicht vertretbar, 
da sie geeignet wäre, auch berechtigtes kauf- 
männisches Verhalten zu verhindern. Anderer- 
seits war zu berücksichtigen, daß eine Ein- 
schränkung des innerbetrieblichen Ausgleichs 
vorgeschrieben werden mußte, da sonst durch 
die Berufung auf eine derartige innerbetrieb- 
liche Maßnahme die gesamte Preisüber- 
wachung aus den Angeln gehoben werden 
könnte. Es genügt die Untersagung des inner- 
betrieblichen Ausgleichs in den Fällen, in 
denen er zur Preiserhöhung einer verknappten 
Ware führt. Damit ist eien preispolitischen 
Aufgaben der Vorschrift hinreichend Rech- 
nung getragen. 

Nach Verabschiedung der Vorlage eines Ge- 
setzentwurfes zur Änderung und Verlänge- 
rung des Wirtschaftsstrafgesetzes hat der Bun- 
desrat seine Beratungen über die Regierungs- 
vorlage des Entwurfs eines Wirtschaftsstraf- 
gesetzes wieder aufgenommen. Ein vom Bun- 
desrat eingesetzter Unterausschuß, an welchem 
Vertreter aller beteiligten Ausschüsse des Bun- 
desrates mitgewirkt haben, hat in seiner 
Sitzung vom 14. Februar 1951 eine Neu- 
fassung der Preistreibereibestimmung empfoh- 
len, die mit der vorstehenden Fassung überein- 
stimmt; nur die Vertreter des Agraraus- 
schusses sprachen sich gegen diese Fassung aus. . 
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